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Regierungsvorlage 

1976, 
Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX 
mit dem das Bundesmineralölsteuer­

gesetz geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Motorstäubegeräten. Als begünstigter Treibstoff­
verbrauch gilt die Mirieralölm:enge, welche sich 
aus dem nach § 8 Abs. 2 geschätzten Durch­
schnittsverbrauch für die am 1. Jänner des 
Kalenderjahres vorhandenen. Flächen (Abs. 2), 
abzüglich darin enthaltener Almflächen, Hut-

Artikel I weiden und Bergrnähder, ergibt. Der auf eine 
Das Bundesmineralölsteuergesetz, BGBl. bestimmte Fläche entf~llende V~rgütungsbetrag 

Nr. 67/1966, in der Fassung der Bundesgesetze I steht für jedes Kalenderjahr nur emmal zu. 

BGBl. ~r. 3.12/1970, ~93/1972, 3/1975 und 143/ . § 8. (1) Der Bundesminister für Land- und 
1976 wIrd wIe folgt geandert: Forstwirtschaft hat alle für Zwecke der Bundes­

1. Die §§ 7 bis 9 haben zu lauten: 

,,§ 7. (1) Für Mineralöl, das in landwirtsduft­
lichen Betrieben der im Abs.· 2 bezeichneten Art 
zum Antrieb der im Abs. 3 aufgezählten Maschi­
nen dient, ist für pauschalierte Mengen (begün­
stigter Treibstoffverbrauch, Abi;. 3) eine Bundes­
mineralölsteuervergütung von S 1,73 je Liter zu 
leisten. 

(2) Die Bundesmineralölsteuervergütung 
(Abs. 1) ist für einen Mineralölverbrauch in land­
wirtschaftlichen Betrieben zu leisten, in denen 
Maschinen der im Abs. 3 aufgezählten Art zur 
regelmäßigen Bearbeitung selbstbewirtschafteter, 
landwirtschaftlich genutzter Flächen verwendet 
werden, die im Einzelfall entweder eine Mindest­
größe von einem Hektar aufweisen oder auf 
denen Erwerbsgartenbau, Erwerbsobstbau oder 
Erwerbsweinbau betrieben wird oder Sonder­
kulturen bestehen (begünstigte Betriebe). Der 
Anspruch auf Bundesminenlölsteuervergütung 
besteht, soweit im § 9 nicht anderes bestimmt ist, 
für jedes Kalenderjahr, an dessen 1. Jänner der 
Betrieb besteht und in dem eine solche Verwen­
,dul11g stattfindet. Er steht demjenigen ~u, welcher 
den Betrieb an diesem Stichtag bewirtschaftet 
hat; im Falle einer gleichzeitigen Bewirtschaf­
tung zu diesem Zeitpunkt durch mehrere Per­
sonen steht diesen der Anspruch gemeinsam zur 
ungeteilten Hand zu. . 

(3) Begünstigt ist der Mineralölv.erbrauch zum 
Antrieb von Traktoren mit mehr als 6 PS, 
Motorkarren, Motorhacken, Motorrnähern, ande­
ren selbstfahrenden landwirtschaftlichen Maschi­
nen, Motorspritzgeräten, Motorsprühgeräten und 

mineralölsteuervergütung erforderlichen Um­
stände (Daten) zu erfassen. Zur Erfassung kann 
er auch Daten heranziehen, die ihm bereits be­
kannt sind. Der Erfassung dienen auch die im 
§ 9 vorgesehenen Anzeigen. 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft hat nach Anhörung der Landwirt­
schaftskammern die Mineralölmengen zu schätzen, 
die bei der zweckentsprechenden Bearbeitung 
landwirtschaftlich genutzter Flächen mit den im 
§ 7 Abs. 3 aufgezählten Maschinen im gesamten 
Bundesgebiet in einem Kalenderjahr durchschnitt­
lich je Hektar verbraucht werden; Unterschei­
dungen nach Kulturarten, nach der Größe der 
bearbeiteten Flächen und nach der Art der haupt­
sächlich verwendeten Maschinen sind zulässig.· 
Unter Zugrundelegung des geschätzten Durch­
schnittsverbrauches .ist durch Verordnung zu be­
stimmen, für welche Mineralölmengen je Hektar, 
erforderlichenfalls nach Kulturarten, der Größe 
der bearbeiteten Flächen und derArt der ver­
wendeten Maschinen aufgegliedert, eine Bundes­
mineralölsteuervergütung geleistet wird. 

(3) Die Leistung der Bundesmineralölsteuer­
vergütung (§ 7 Abs. 1) und die Rückforderung 
zu Unrecht geleisteter Vergütungsbetiäge oblie­
gen dem Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft. Bei den im: Abs. 1 angeführten Erfas­
sungsmaßnahmen sowie bei der Beschaffung und 
Uberprüfung von Angaben und Daten, die für 
die Ermittlung des Vergütungsanspruches im 
Einzelfall erforderlich sind, haben die Landwirt­
schaftskammern mitzuwirken. Die Mitwirkung 
umfaßt die Entgegennahme,Uberprüfung und 
Weiterleitung von Anzeigen; Meldungen und 
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anderen Mitteilungen sowie die Ermittlung und 
Bekanntgabe von Umständen, von denen das Be­
stehen oder die Höhe eines Vergütungs anspruches 
abhängt.' Der Bundesminister für Land- "Qnd 
Forstwirtschaft kann darüber hinaus die Land­
wirtsmaftskammern noch zu einer weiteren Mit­
wirkung bei Erfassungsmaßnahmen (Abs. 1) und 
bei der Besmaffung und überprüfung von An­
gaben und Daten für die Ermittlung von Ver­
gütungsansprüchen heranziehen, soweit dies für 
die Durchführung des Vergütungsverfahrens 
zweckmäßig ist. Die Landwirtschaftskammern 
haben dem Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft alle ihre Unterlagen zugänglich zu_ 
mamen, die für die Bundesmineralölsteuerver­
gütung von Bedeutullg sind. 

§ 9. (1) Wer die Bewirtschaftung eines land­
wirtschaftlichen Betriebes der im § 7 Abs. 2 be~ 
zeimrieten Art übernimmt, hat für den begün­
stigten Treibstoffverbraum in diesem Betrieb un­
besdladet der Voraussetzungen des § 7 erst dann 
Anspruch auf eine Bundesmineralölsteuervergü­
tung, wenn' er die übernahme angezeigt hat. 

(2) Solange sich für einen begünstigten Betrieb 
k~ine hndening der Menge des begünstigten 
Treibstoffverbrauches (§ 7 Abs. 3) ergibt, ist die 
Bundesmirieralölsteuervergütung jeweils für die 
gleiche Mineralölmenge zu leisten, für welche sie 
für das vorangegangene Kalenderjahr zu leisten 
war. 

(3) Haben sim in einem begünstigten Betrieb 
die Verhältnisse so geändert, daß sich für ihn im 
folgenden Kalenderjahr ein höherer begünstigter 
Treibstoffverbraum ergibt als jener, für den 
zuletzt eine Bundesmineralölsteuervergütung zu 
leisten war, so besteht für die Mineralölmenge, 
um welche sim der begünstigte Treibstoffver­
brauch erhöht hat,unbeschadet der Voraus­
setzungen des § 7 erst dann Anspruch auf eine 
Bundesmmeralölsteuervergütung, wenn die ein­
getretene hnderung angezeigt worden ist. Die 
Anzeige kann von demjenigen erstattet werden, 
der deh Betrieb bewirtschaftet oder am 1. Jänner 
des laufenden Kalenderjahres bewirtschaftet hat. 

(4) Haben sich in einem begünstigten Betrieb 
die Verhältnisse so ge~ndert, daß sich für ihn 
lfu folgenden Kalenderjahr ein geringerer begün­
stigtet Treibstöffverbraum ergibt als jener, für 
den zuletzt eine BundesniineralöIsteuervergütting 
zu leisten war, so ist dies bis zum 31. März des 
auf die hnderung folgenden Kalenderjahres an­
zuzeigen. Die Anzeigepflicht obliegt demjenigen, 
der den Betrieb bis zum Zeitpunkt des Eintrittes 
der hnderuhg bewirtschaftet hat. 

(5) Wer die Bewirtschaftung eines l~ndwirt­
schaftlichen Betriebes der im § 7 Abs. 2 bezeich" 
rieten Art aufgibt, hat dies bis Zum 31. März 
des folgenden Kalehderjahres anzuzeigen. 

(6) In den Fällen der Abs. 1 und 3 entsteht 
der Anspruch auf eine Bundesmineralölsteuer-

vergütung erstmals für das Kalenderjahr, in dem 
die angeführten Umstände, angezeigt wurden, 
wenn die Anzeige bis zum 31. März desselben 
erstattet wurde, ,ansonsten erstmals für das auf 
die Erstattung der Anzeige folgende Kalender­
jahr. 

(7) Die Anzeigen nach Abs. 1, 3, 4 und 5 sind 
an das Bundesministerium für Land- und Forst­
wirtschaft zu richten und bei der Landwirt­
schaftskammer für das Bundesland, in welchem 
der Betrieb gelegen ist, auf den sich die Anzeige 
bezieht, schriftlich einzubringen oder zu Proto­
koll zu geben. Sie können auch dadurch erstattet 
werden, daß die anzuzeigenden Umstände bei 
Erfassungsaktionen im Sinne des § 8 Abs. 1 an­
gegeben werden; Die Landwirtschaftskammern 
haben die ihnen zugekommenen' Anzeigen bis 
zum Ende des folgenden Kalendermonats an das 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 
weiterzuleiten. 

(8) Die Landwirtschaftskammern haben das 
Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 
VOn allen nach Abs. 4 oder 5 anzuzeigenden oder 
nach § 10 Abs. 3 zu meldenden Umständen, die 
ihnen bei ihrer Mitwirkungstätigkeit (§ 8 Abs. 3) 
bekannt werden, zu verständigen, wenn dIe An­
zeige oder Meldung unterblieben ist. Die Ver­
ständigung ist binnen einem Monat nach Ablauf 
der Anzeige- oder Meldefrist vorzunehmen, wur­
den die Umstände erst später bekannt, binnen 
einem Mohat nach dem Bekanhtwerden." 

2. Die Abs. 3 und 4 des §'lÖ haben z~ lauten: 

,,(3) Bundesmineralölsteuerbeträge, die zu Un­
remt öder die an eine Person vergütet wurden, 
welche darauf keinen Anspruch hat, sind vom 
Em'pfänger binnen einem Monat nach Erhalt bei 
der Lartdwirtsmaftskammer Zu melden und dem 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
zurückzuzahlen. Wird dem Empfänger erst nach 
Erhalt eines Vergütungsbeirages bekahnt, daß 
ihm dieser nicht oder nimt zur Gänze zusteht, 
so hat er die Meldung und Rückzahlung binnen 
einem Monat nach dem Bekanntwerden dieses 
Umstandes vorzunehmen. Die Landwirtschafts­
kammern haben die Meldungen unverzüglich' an 
das Bundesministerium für Land'; und Forstwirt­
schaftweit:erzuleiten. 

(4) Der Bundesminister für Land- und Forst" 
wittsmaft ist bei der Besorgung der Aufgaben; 
die ihm nach diesem Bundesgesetz obliegen, Ab­
gabenbehörde im Sinne des § 49 Abs. 1 der 
Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961. 
Die gemäß § 8 Abs. 1 erfaßten landwirtsmaft­
limen Betruebe unterliegen der amtlichen Auf­
sicht des Bundesministers für tand- und Forst­
wirtschaft. Hiebei kann auch bei Personen 
Nachschau g,ehalten werden, die nach abgaben­
rechtlichen Vorschriften keine Bücher oder Auf-
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zeichnungen zu führen haben; il1 diesem Fall i wirtsci1aftung des Betriebes ühernommen hat; § 9 
gelten § 144 Abs. 2 und § 146 der BUl1des-; Abs. 6 und 7 des Bundesmineralölsteuergesetzes 
abgabenordnung sinngemäß." . gelten für solche Anzeigen sinl1gemäß. 

Artikel 11 
(3) Die bisherige Verpflichtung des Bundes­

ministers für Land- und Forstwirtschaft zur 
(1) Art. I ast auf den begünstigten Treibstoff- Anordnung jährlicher statistischer Erhebungen 

verbrauch nach dem 31. Dezember 1976 anzu-: für Zwecke der Bundesmineralölsteuervergütung 
wenden. (§8 Abs. 1 erster Satz des Bundesmineraläl­

(Z) Für den begünstigten Treibstoffverbrauch 
in landwirtschaftlichen Betrieben, die bei der 
statistischen Erhebung mit Stichtag 3. Dezem­
ber 1975 (Verordnung des Bundesministers für 
Land- ~d Forstwirtschaft vom 15. Oktober 1975, 
BGBI. Nr. 541) nicht erfaßt wurden, aber an 
diesem Scichtag bereits bestanden haben, oder 
deren Bewirtschaftung in der Zeit vom 4. De­
zember 1975 bis zum .31. Dezember 1976 über­
nommen wurde, darf eine Bundesmineralölsteuer­
vergütung unbeschadet der Voraussetzungen des 
§ 7 des Bundesmineralölsteuergesetzes erst ge­
leistet werden, wenn derjenige,· welcher. den Be­
trieb bewirtschaftet, angezeigt hat, daß er einen 
Vergütungsanspruch erhebt oder daß er die Be-

steuergesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBL Nr. 3/1975) entfällt im Jahre 1976. 

ArtikellII 
(1) Die Zuständigkeit zur Vollziehung des 

Art. I und des Art. 11 Abs. 1 richtet sich nach 
§ 12 des Bundesmineralölsteuergesetzes. 

(2) Mit der Vollziehung des Art. II Abs. 2 
ist der Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft im Einvernehmen· mit dem Bundes­
minister für Finanzen betraut. 

(3) Mit der Vollziehung des Art. 11 Abs. 3 ist 
der Bundesminister· für Land- und Forstwirt­
schaft betraut. 

~rläuterungen 

Durch das Bundesge~etz vom 13. Dezember 
1974, BGBL Nr. 3/1975, wurden in das Bundes­
mil1eralölsteuergesetz, BGBL Nr. 67/1966, Be­
stimmungen aufgenommen, die für Mineralöl, das 
in lanclwirtscha,ftlichen Betril;!ben zum Antrieb 
bestimmter Maschinen dtient, für pauschalierte 
Mengen .die VergÜtung eines Teiles der Bundes­
mineralölsteuer v0rsehen. Diese Steuervergütung 
ist mit Wirkung ab 1975 an die Stelle der Aktio­
nen zur Treibstoffverbilligung in der Landwirt­
schaft aus Förderungsmitteln getreten,- die bis 
einschließlich 1974 jährlich durchgeführt worden 
waren. Die Mineralölmengen, für welche eine 
Bundesmineralölsteuervergütung geleistet wird, 
wurden auf Grund des § 8 Abs. 2 BMinStG 
durch die Verordnung vom 18. März 1975, BGBL 
Nr. 177, bestimmt. Die Höhe der Bundes­
mineralölsteuervergütung beträgt derzeit S 1,73 je 
Uter (siehe § 7 Abs. 1 BMinStG in der Fassup.g 
des Art. V Z. 2 des Abgabenänderungsgesetzes 
1976, BGBL Nr. 143, sowie Art. IX Abs. 8 
dieses Bundesgesetzes). Die volle Bundesmineral­
ölsteuerbelastung macht, auf Liter umgerechnet, 
für Dieselöl rund S 2,03 und für Normalbenzin 
rund S 2,18 aus. Die Auszahlung der Bundes­
mineralölsteuervergütung obliegt dem Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft, bei der 
Ermittlung des im Einzelfall begünstigten Treib­
stoffverhrauches wirken die Landwirtschaftskam­
mern mit (siehe § 8 Abs. 3 BMinStG). 

Zur Erfassung der landwirtschaftlichen Be­
triebe, ihrer Bewirtschafter, ihrer Nutzflächen 
und der zu deren Bearbeitung verwendeten Ma­
schinen für Zwecke der Bundesmineralölsteuer­
vergütung hat gemäß § 8 Abs. 1 BMinStG der 
Bundesm[nister für Land- und Forstwirtschaft 
auf Grund des Bundesstatistikgesetzes 1965, 
BGBl. Nr. 91, jährliche statistische Erhebungen 
anzuordnen; die hiebei erhobenen Daten sind 
der Bundesmineralölsteuervergütung Jür den be­
günstigten Treibstoffverbrauch in dem Kalender­
jahr zugrunde :lU legen, das auf den Erhebungs­
stichtag folgt. Die letzte derartige Erhebung 
wurde durch die Verordnung vom 15. Oktober 
1975, BGBl. Nr. 541, mit dem Stichtag 3. De­
zember 1975 angeordnet. Zur Speicherung der 
erhobenen Daten und zur Abwicklung des Ver­
gütungsverfahrens bedient sich das Bundes­
ministerium für Land- und Forstwirtschaft der 
EDV-Anlage des (künftigen) Bundesrechenamtes. 

Die alljährliche Erfassung der begünstigten Be­
triebe und ihrer für.die Ermittlung der zustehen­
den Bundesmineralölsteuervergütung maßgeben­
den Daten wurde vorgesehen, weil auch für 
Zwecke der früheren Treibsto:ffverbilligung aus 
Förderungsmittelneine jährliche Erfassung statt­
fand und außerdem erst Erfahrungen gesammelt 
werden mußten. in welchem Rahmen sich jene 
von Jahr zu Jahr eintretenden Änderungen be­
wegen, die sich im Einzelfall auf das Bestehen 

2 
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oder die Höhe des Vergütungs anspruches aus­
wirken können. Bei der Durchführung der Ver­
gütungsaktionen in den Jahren 1975· und 1976 
hat sich gezeigt, daß man in Hinkunft darauf 
verzichten könnte, die erforderlichen Daten für 
alle Betriebe jährlich neu zu erheben, weil pro 
Jahr nur in etwa 15% der Fälle mit wesentlichen 
Änderungen zu rechnen ist. Das Bundesministe­
nium für Land- und Forstwirtschaft und die 
Landwirtsdtaftskammern -halten mit Rücksicht 
auf den Umfang des nunmehr vorhandenen 
Datenstocks den Zeitpunkt für gekommen, auf 
einen sogenannten "Knderungsdienst" überzu­
gehen. Es sollen deshalb für den begünstigten 
Mineralölverbrauch in den bereits erfaßten land­
wirtschaftlichen Betrieben die zustehenden Bun­
desmineralölsteuervergütungen jeweils so lange 
unter Zugrundelegung der vorhandenen Daten 
weiter geleistet werden, als keine. Änderung des 
Vergütungsanspruches bekannt wird; neu hin­
zukommende Betriebe sollen Gelegenheit erhal­
ten, sich entsprechend erfassen zu lasseli. Das 
Funktionieren eines solchen Änderungsdienstes 
und die Notwendigkeit, ungerechtfertigten In­
anspruchnahmen von Bundesmineralölsteuerver­
gütungen entgegenzuwirken, erfordern vor allem 
die Einführung bzw. Neugestaltung verschiedener 
Anzeigepflichten sowie die Unterstellung der be­
günstigten landwirtschaftlichen Betriebe unter die 
amtliche Aufsicht des Bundesministers für Land­
und Forstwirtschaft. Auch die Art und der Um­
fang der Mitwirkung der Landwirtschafts­
kammern bedürfen einer genaueren Umschrei­
bung. 

Aus den angeführten .GrÜnden ist eine Ände­
rung der §§ 7 bis 10 des Bundesmineralölsteuer­
gesetzes erforderlich, wie sie der vorliegende Ge­
setzentwurf vorsieht. Der Umfang der verbrauch­
steuerlichen Begünstigungen, die das Bundes­
mineralölsteuergesetz vorsieht, soll unverändert 
beibehalten werden. Bezüglich der näheren Ein­
zelheiten wird auf die beiliegende Textgegen­
überstellung hingewiesen. 

Zu den im Art. 1 vorgesehenen Änderungen 
wird noch ergänzend bemerkt: 

Zu § 7: 

Die Änderung des ersten Satzes des Abs. 2 
ergibt sich daraus, daß· die Bindung an die Er­
gebnisse der jeweils letzten, auf Grund des Bun­
desstatistikgesetzes 1965 angeordneten Erhebung 
entfällt; die Änderungen im zweiten und dritten 
Satz stellen klar; daß es auf die Verhältnisse am 
1. Jänner eines jeden Kalenderjahres ankommt. 
Im Abs. 3 ist, entsprechend der Änderung des 
Abs. 2 erster Satz, vorgesehen, daß nicht mehr 
die Flächen am letzten Erhebungsstichtag, son­
dern die Flächen am 1. Jänner des Kalender­
jahres maßgebend sind. Statt von "betriebs­
fähigen oder zur, Gänze oder überwiegend in 
der Landwirtschaft benützten Maschinen" wird 
nur mehr von "landwirtschaftlichen Maschinen" 

gesprochen, da die bisherige Formulierung in der 
Praxis Schwierigkeiten verursacht hat; die Be~ 
triebsfähigkeit bedarf im übrigen keiner beson­
deren Erwähnung, da bei der Schätzung des 
begünstigten Treibstoffverbrauches davon ausge­
gangen wird, daß die verwendeten Maschinen 
betriebsfähig sind. Die unproduktiven Flächen 
werden unter den abzuziehenden Flächen nicht 
mehr genannt, da sie mangels Nutzung nicht zu 
den im Abs. 2 angeführten landwirtschaftlich 
genutzten Flächen gehören. 

Zu § 8: 

Die Änderung des Abs. 1 ist ebenfalls durch 
den Wegfall der jährlichen Erfassungsaktionen 
bedingt; Abs. 2 bleibt unverändert. Am Beginn 
des Abs. 3 wird klargestellt, daß der Bundes­
minister für Land- und Forstwirtschaft auch für 
die Rückforderung zu Unrecht geleisteter Vergü­
tungsbeträge zuständig ist. Abs. 3 enthält ferner 
die notwendige genauere Umschreibung der Mit­
wirkungstätigkeit der Landwirtschaftskammern. 
Bei den angeführten Meldungen und Anzeigen 
handelt es sich vor allem um jene, die im § 9, 
im § 10 Abs. 3 und im Art. II Abs. 2 vorge­
sehen sind. 

Zu § 9: 

Der vollständig neu formulierte § 9 enthält 
die Bestimmungen, welche zur Erfassung neu 
hinzukommender Betniebe und zur Einführung 
und weiteren Handhabung des sogenannten 
Änderungsdienstes notwendig sind; sie regeln ins­
besondere, wann und welche Anzeigen zu er­
statten sind. Die bisherigen Bestimmungen des 
§ 9 hatten hauptsächlich übergangsregelungen 
zum Inhalt, von denen ein großer Teil keine 
praktische Bedeutung mehr hat. Die Abs. 6 und 7 
gelten in den Fällen, welche durch die über­
gangsbestimmung des Art. II Abs. 2 erfaßt wer­
den, sinngemäß. Durch Abs. 8 werden die Land­
wirtschaftskammern verpflichtet, das Bundes­
ministerium für Land- und Forstwirtschaft von 
bestimmten Umständen, die ein Wegfallen oder 
eine Verminderung von Vergütungsansprüchen 
bewirken können, zu verständigen, wenn deren 
Anzeige oder Meldung unterblieben ist. Da je­
doch für die Verständigung noch eine Frist von 
einem Monat eingeräumt wird, besteht die Mög­
lichkeit, innerhalb derselben noch auf· eine 
nachträgliche Anzeige bzw. Meldung hinzuwir­
ken. Langt diese sodann noch .vor dem Ende 
der Verständigungsfrist ein, so erübl'igt sich die 
Verständigung. 

Zu § 10: 

Dem Abs.3 wird eine Bestimmung über die 
Weiterleitung der vorgeschriebenen Meldungen 
angefügt. 
De~ . Abs. -4 werden Bestimmungen angefügt, 

die dem Bundesminister für Land- und Forst-
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wirtschaft eine Nachschau in allen erfaßten land-I Vornahme einer Nachschau berechtigt sind. über 
wirtschaftlichen Betrieben ermöglichen sollen. Die das Ergebnis dieser Nachschau ist, soweit erfor­
Befugnis zur Nachschau in buchführenden Be- derlich, eine Niederschrift aufzunehmen. Eine 
trieben besteht bereits auf Grund des. § 144 Abschrift hievon ist der Partei auszufolgen." 
Abs. 1 der Bundesabgabenordnung. Die zitierten Die im Art. 11 Abs. 2 vorgesehene Ubergangs­
§§ 144. und 146 der Bundesabgabenordnung bestimmung enthebt einerseits den Bundes­
lauten Wle folgt: minister für Land- und Forstwirtschaft der 

,,§ 144. (1) Für Zwecke der Abgabenerhebung Verpflichtung, landwirtschaftliche Betriebe und 
kann die Abgabenbehörde bei Personen, die nach ihre Bewirtschafter, deren Erfassung mit Stichtag 
abgabenrechtlichen Vorschriften Bücher oder 3. Dezember 1975 aus was immer für einem 
Aufzeichnungen zu führen haben, Nachschau G~·und unterblieben ~st oder die nach diesem 
halten. Nachschau kann auch bei einer anderen StJlchtag entstanden smd, von Amts wegen zu 
Person gehalten werden, wenn Grund zur An-' erfas.sen, r~umt .. ab~r de.n B.ewir~schaftern solcher 
nahme besteht, daß gegen diese Person ein Ab- Betnebe dle Moghchkelt em,. slch durch Erstat­
gabenanspruch gegeben ist, der auf andere Weise tung der vor.geseh~.nen Anzel~~n den An~pruch 
nicht festgestellt werden kann auf Bundesmmeralolsteuervergutung zu slchern. 

. Soweit solche Anzeigen nicht bereits auf Grund 
(2) In Ausübung der Nachschau (Abs. 1) dürfen der geltenden Bestimmungen erstattet wurden _ 

O~gane der A~gabenbehörde Gebäu.de,. Grun~- eine Wiederholung ist nicht erforderlich -, kann 
stucke und Betnebe betreten und beslcht~gen, dlC durch ihre Erstattung bis längstens 31. März 1977 
~?rlage der .~ach den Abgabe~vorschnften z,u noch der Vergütungsanspruch für 1977 erworben 
fuhre.nden .. Bu<;her und Aufzelchnungen S?Wle werden, wie sich aus dem sinngemäß anzuwen­
sonstiger fur d'le Abgabenerhe~ung .maßge~h~her denden neuen § 9 Abs. 6 ,des 'Bundesmineralöl­
Unterlagen verlangen und m dlese Emslcht steuergesetzes el'gibt. 
nehmen." ... Durch dle vorgesehene Knderung des Bundes-

,,§ 146. Die mit der Vornahme einer Nach- mineralölsteuergesetzes werden dem Bund keine 
schau beauftragten Organe haben sich zu Beginn zusätzlichen Kosten erwachsen; es sind vielmehr 
der Amtshandlung unaufgefordert über ihre Einsparungen zu erwarten, deren Höhe jedoch 
Person und darüber auszuweisen, daß sie zur derzeit nicht näher bestimmt werden kann. 

Textgegenüberstellung 

Gel t e nd erG e set z es tex t: 

§ 7. (1) Für Mineralöl, das in landwirtschaft­
lichen Betrieben der im Abs. 2 bezeichneten Art 
zum Antrieb der im Abs. 3 aufgezählten Ma­
schinen dient, ist für pauschalierte Mengen (be­
günstigter Treibstoffverbrauch, Abs. 3) eine 
Bundesmineralölsteuervergütung von S 1,73 je 
Liter zu 'leisten. 

(2) Die Bundesmineralölsteuervergütung 
(Abs. 1) ist für einen Mineralölverbrauch in 
landwirtschaftlichen Betrieben zu leisten, die, so­
weit es sich nicht um Erwerbsgartenbaubetriebe, 
Erwerbsobstbaubetrieb e, Erwerbswein ba u betri ebe 
und Betriebe mit Sonderkulturen handelt, eine 
landwirtschaftliche Nutzfläche von mindestens 
einem Hektar aufweisen und bei denen bei der 
jeweils letzten Erhebung auf Grund des Bundes­
statistikgesetz.es 1965, BGBL Nr. 91, für Zwecke 
der Bundesmineralölsteuervergütung eine selbst­
bewirtschaftete landwirtschaftlich genutzte Fläche 
zu Recht erfaßt wurde und zur Bearbeitung die­
ser Fläche regelmäßig eine der im Abs. 3 aufge­
zählten Maschinen verwendet wird (begünstigte 
Betriebe). Der Anspruch auf Bundesmineralöl­
steuervergütung besteht für jedes Kalenderjahr, 
in ,dem eine solche Verwendung stattfindet. 
Er ~teht demjenigen zu, welcher den Betrieb am 

Neu erG e se t z e s tex t: 

§ 7. (1) unv,erändert 

(2) Die Bundesmineralöhteuervergütung 
(Abs. 1) ist für einen Mineralölverbrauch in 
landwirtschaftlichen Betrieben zu leisten, in denen 
Maschinen der im Abs. 3 aufgezählten Art zur 
regelmäßigen Bearbeitung selbstbewirtschafteter, 
landwirtschaftlich genutzter Flächen verwendet 
werden, die im Einzelfall entweder eine Mindest­
größe von einem Hektar aufweisen oder auf 
denen Erwerbsgartenbau, Erwerbsobstbau oder 
Erwerbsweinbau betrieben wird oder Sonder­
kulturen bestehen (begünstigte Betriebe). Der An­
spruch auf Bundesmineralölsteuervergütung be­
steht, soweit im § 9 nicht ander,es bestimmt ist, 
für jedes Kalenderjahr, an dessen 1. Jänner der 
Betrieb besteht und indem eine solche Verwen­
dung stattfindet. Er steht demjenigen zu, welcher 
den Betrieb an diesem Stichtag bewirtschaftet hat; 
im Falle einer gleichzeitigen BewirtsCl~aftung zu 
diesem Zeitpunkt durch mehr,ere Personen steht 
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Geltender Gesetzestext: Neuer Gesetzestext: 

Beginn des Kalenderjahres bewirtschaftet hat; im 
Falle einer gleichzeitigen Bewirtschaftung zu die­
sem Zeitpunkt durch mehrere Personen steht 
diesen der Anspruch gemeinsam zur ungeteilten 
Hand zu. 

(3) Begünstigt ist. der Mineralölverbrauch zum 
Antrieb von Traktoren mit mehr als (, PS, Mo­
torkarren, Motorhacken, Motorrnähern, anderen 
selbstfahrenden Maschinen, Motorspritzgeräten, 
Motorsprühgeräten und Motorstäubegeräten, die 
betriebsfähig sind und zur Gänze oder überwie­
gend in der Landwirtschaft benützt werden. Ah 
begünstigter Treibstoffverbrauch gilt die Mineral­
ölmenge, welche sich aus dem nach § 8 Abs. 2 
geschätzten Durchschnittsverbrauch für die zu­
letzt erfaßte Fläche (Abs. 2), abzüglich darin ent­
haltener AlmfIächen, Hutweiden, Bergrnähder und 
unproduktiver Flächen, ergibt. Der auf eine be­
stimmte Fläche entfallende Vergütungsbetrag 
steht für jedes Kalenderjahr nur einmal zu 

§ 8. (1) Zur Erfassung der landwirtschaftlichen 
Betriebe, ihrer Bewirtschafter, ihrer Nutzflächen 
und der zu deren Bearbeitung verwendeten Ma­
schinen für Zwecke der Bundesmineralölsteuer­
v:ergütung hat der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft auf Grund des Bundesstatisrik­
gesetzes 1965 jährliche statistische Erhebungen 
anzuordnen. Hiebei haben ,die auskunftspflich­
tigen Personen die zu erfassenden Umstände 
offenzulegen. Die erhobenen Daten sind der Bun­
desmineralölsteuervergütung für den begünstig­
ten Tr·eibstoffverbrauch in dem Kalenderjahr zu­
grunde zu legen, das auf den Erhebungsstichtag 
foLgt. Sie sind so rasch wie möglich den Land­
wirtschaftsk,ammern zugänglich zu machen. Die 
mit Veror.dnung des Bundesministers für Land­
und Forstwirtschaft vom 24. April 1974, BGBI. 
Nr. 251, mit dem Stichtag 3. Juni 1974 angeord­
nete Erhebung gilt als Erhebung für Zwecke der 
Bundesmineralälsteuervergütung. 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft. hat nach Anhörung der Landwirt­
schaftskammern die Mineralölmengen zu schätzen, 
die bei der zweckentsprechenden Bearbeitung 
landwirtschaftlich genutzter Flächen mit den im 
§ 7 Abs. 3 aufgezählten Maschinen im gesamten 
Bundesgebiet in einem Kalenderjahr durchschnitt­
lich. je Hektar verbraucht· werden; Unterschei­
dungen nach Kulturarten, nach der Größe der 
bearbeiteten Flächen und nach der Art. der haupt­
sächlieh verwendeten Maschi:nen sind zulässig. Un­
ter Zugrundelegung des geschätzten Durch­
schnittsverll>rauches ist durch Verordnung zu be­
stimmen, für welche Mineralölmengen je Hekta.r, 
erforderlichenfalls nach Kulturarten, der Größe 
der bearbeiteten Flächen und der Art der ver­
wendeten Masdlinen aufgegliedert, eine B:undes­
mineraLöhteuervell'gütung geleistet wird. 

diesen de~ Anspruch gemeinsam zur ungeteilten 
Hand zu. 

(3) Begünstigt ist der Mineralölverbrauch zum , 
Antrieb von Traktoren mit mehr als 6 PS, Mo­
torkarren, Motorhacken, Motormähem, anderen 
selbstfahrende.n landwirtschaftlichen Maschinen, 
Motorspritzgeräten, Motorspriihgeräten und Mo­
torstäubegeräten. Als begünstigter Treibst()tfver­
brauch gilt die Mineralö1menge, welche sich aus 
dem nach § 8 Abs. 2 geschätzten Durchschnitts­
verbrauch für die am 1. Jänner des K.alenderjahres 
vorhandenen Flächen (Abs. 2), abz.ügüch darin 
enthaltener Almflächen, Hutweiden und Berg­
mähder, ergibt. Der auf. eine bestimmte Fläche 
entfallende Vergütungsbetrag steht für jedes Ka­
lenderjahr nur einmal zu. 

§ 8. (I) Der Bundesminister für Land- Und 
Forstwirtschaft hat alle für Zwecke der Bundes­
mineralölsteuervergiitung erfordedichen Um­
stände (Daten) zu erfassen. Zur Erfassung kann 
er auch Daten heranziehen, die ihm bereits be­
kannt sind. Der Erfassung dienen auch· die im 
§ 9 vorgesehenen Anzeigen. 

(2) unverändert 
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Gelten,der Gesetzestext: Neuer Gesetzestex,t: 

(3'} Die Ermittlung des im Einzelfall begünstig­
ten Treibstoffverbrauches und auf Verlangen des 
Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft 
auch die Ermittlung der Vergütungsbeträge, wel­
che auf die einzelnen begünstigten Betriebe ent­
fallen; obliegen der Landwirtschaftskammer für 
das Bundesland, in welchem der Betrieb gelegen 
ist. Die Landwirtschaftskammern haben die er­
mittelten Treibstoffmengen und Vergütungs­
beträge sowie die Namen und Anschriften der 
Personen, denen die Vergütungsbeträge zustehen, 
dem Bundesministerium für Land- und Forst­
wirtschaft mitzuteilen und diesem auf Verlangen 
alle ihre Unterlagen zugänglich zu machen, die 
für die, Bundesmineralälsteuervergütung von Be­
deutung sind. Die Auszahlung der Vergütungs­
beträge obliegt dem Bundesminister für Land­
und Forstwirtschaft. 

§ 9. (l} Landwirtschaftliche Betriebe, welche 
bei der im §, 8 Abs. 1 angeführten Erhebung mit 
Stichtag 3. Juni 1974 nicht erlaßt wurden, bei 
denen aber sonst die Voraussetzung,en für die 
Leistung einer Bundesmineralöls,teuerv'ergütung 
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundes­
gesetzes vorliegen, gelten, wenn dies von dem­
jenigen, welcher ,den Betriep im Zeitpunkt des 
lnkrafttretens bewirtschaftet; binnen einem Mo­
nat nach dem Inkratttreten angezeigt wird, als 
begünstigte Betrie~e im Sinne des § 7 Abs. 2. 

(2) Wer im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Bundesgesetzes einen landwirtschaftlichen Betrieb, 
welcher bei der im § 8 Abs. 1 angeführten Er­
hebung mit Stichtag 3. Juni 1974 erfaßt wurde, 
bewirtschaftet und die Bewirtschaftung erst nach 
diesem Stichtag, übernommen hat oder wer die 
Bewirtschaftung eines landwirtschaftlichen Be­
triebes, der mit diesem Stichtag erfaßt wurde, 
nach demselben aber noch vor dem Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes aufgegeben hat, hat dies 
binnen einem Monat nach dem Inkrafttreten an­
zuz,eigen. 

(J) Wer nach dem Inkrafttlreten dieses Bun­
desgesetzes die Bewirtschaftung eines landwirt­
schaftlichen Betriebes der im § 7 Abs. 2 bezeich­
neten Art übernimmt oder aufgibt, hat dies bin­
nen einem Monat nach der übernahme oder 
Aufgabe anzuzeigen. 

(3) Die Leistung der Bundesmineralölsteuer­
vergütung (§ 7 Abs. 1) und die Rückforderung 
zu Unrecht geleisteter Vergütungsbeträge oblie­
gen dem Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft. Bei den im Abs.·l angeführten Erfas­
sungsmaßnahmen sowie bei der Beschaffung und 
überprüfung von Angaben und Daten, die für 
die Ermittlung des Vergütungsanspruches im Ein­
zelfall erforderlrdt sind, haben die Landwirt­
schaftskammern mitzuwirken. Die Mitwirkung 
umfaßt die Entgegennahme, überprüfung und 
Weiterleitung von Anzeigen, Meld'ungen und 
anderen Mitteilungen sowie die Ermittlung und 
Bekanntgabe von Umständen, von denen das 
Bestehen oder die Höhe eines Vergütungs­
ansprudtes abhängt. Der Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft kann darüber hinaus 
die' Landwirtschaftskammern noch zu einer wei" 
teren Mitwirkung bei Erfassungsmaßnahmen 
(Abs. 1) und bei der Beschaffung Und über­
prüfung von Angaben und Daten für die Ermitt­
lung von Vergütungsansprüchen heranziehen, so­
weit dies für die Durchführung des Vergütungs­
verfahrens zweckmäßig ist., Die Landwirtschafts­
kammern haben dem Bundesminister für Land­
und Forstwirtschaft alle ihre UnterIagenzugäng­
lich zu machen, die für die Bundesmineralöl­
steuerveFgütung von Bedeutung sind. 

§ 9. (1) Wer dIe Bewirtschaftung eines land­
wirtschaftlichen. Betriebes der im § 7 Abs. 2 
bezeichneten Art übernimmt, hat für den begün­
stigten Treibstoffverbrauch in diesem Betrieb 
unbeschadet 'der Voraussetzungen des § 7 erst 
dann Ansprudt auf eine Bundesmineralälsteuer­
vergütung, wenn er die übernahme angezeigt 
hat. 

(2) Solange sidt für einen begünstigten Betrieb 
keine 1\nderung der Menge des begünstigten 
Treibstoffverbrauches (§ 7 Abs. 3) ergibt, ist die 
Bundesmineralölsteuervergütung jeweils für die 
gleiche Mineralölmenge zu leisten, für welche sie 
für das vorangegangene Kalenderjahr zu leis1;en 
war. 

(3) Haben sich in einem begünstigten Betrieb 
die Verhältnisse so geändert, daß sich für ihn im 
folgenden Kalenderjahr ,ein höherer begünstigter 
Treibstoffverbrauch ergibt als jener, für den zu­
letzt eine Bundesmineralölsteuerver.gütung zu 
leisten war, so besteht für ,die Mineralölmenge, 
um welche ,sich ,der begünstigte Treibstoffver­
brauch erhöht hat, unbeschadet ,der Vorausset-
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G e1 t end erG es e t z es tex t: Ne 1.1 erG e set z e s t 'e x t: 

(4) Wird die nach Abs. 2 oder 3 vorgeschrie­
bene Anzeige der übernahme der Bewirtschaftung 
nicht fristgerecht erstattet, so steht dem -über­
nehmer ein Anspruch auf Bundesmineralöl­
steuervergütung nicht vor dem Ende des Kalen­
derjahres zu, indem die Anzeige nachgeholt 
wird. 

(5) Besteht für einen begünstigten Betrieb für 
ein bestimmtes Kalenderjahr kein Anspruch auf 
B'undesmineralölsteuervergutung, so ist dies von 
demjenigen, welcher ihn im Zeitpunkt, in dem 
die Voraussetzungen für den Anspruch wegge­
fallen sind, bewirtschaftet hat, binnen einem Mo­
nat nach dem Wegfall anzuzeigen, es sei denn, 
daß bereits eine Anz.eige nach Abs. 2 oder 3 zu 
erstatten war. 

(6) Die nach Abs. 1, 2, 3 und 5 vorgeschriebe­
nen Anzeigen sind bei der Landwirtschaftskam­
mer (§ 8 Abs. 3) zu erstatten. Die Anzeigen kön­
nen auch mündlich so"iie dadurch erstattet wer­
den, daß die anzuzeigenden Umstände bei einer 
statistischen Erhebung (§ 8 Abs. 1) angegeben 
werden. . 

zungen des § 7 erst dann Anspruch auf eine Bun­
desmineralölsteuerver.gütung, wenn di'e .eingetre­
tene Änderung angezeigt worden ist. Die An­
zeige kann von demjenigen erstattet werden, 
der den Betrieb bewirtschaftet oder am 1. Jänner 
des laufenden Kalenderjahres bewirtschaftet hat. 

{4) Haben sich in einem begünstigten Betrieb 
die Verhältnisse so geändert, daß siCt~ für ihn 
im folgenden Ka1enderjahr ein geringerer begün­
stigter Treibstoffverbrauch ergilbt als jener, für 
den zuletzt eine Bundesmineralölsteuervergütung 
zu leisten war, so ist dies bis zum 31. März des 
auf die Änderung folgenden Kalenderjahl"es anZu-
zeigen. Die Anzeigepflicht obliegt demjenigen, 
der den Betrieb his zum Zeitpunkt des- Eintrittes 
der Än:derung bewirtschaftet hat. 

(5) Wer d~e Bewirtschaftung eines landwirt­
schaftlichen Betriebes der im § 7 Abs. 2 bezeich­
neten Art aufgibt, hat dies his zum 31. März 
des folgenden Kalenderjahres anziUzeigen. 

(6) In den Fällen -der Abs. 1 und 3 entsteht 
der Anspruch auf eine Bundesmineralähteuerver­
gütung ersomals für das Kalenderjahr, in dem die 
angeführten Umstände angezeigt wur,den, wenn 
die Anzeige bis zum 31. März ,desselben erstattet 
wurde, ansonsten erstmals für das auf die Er­
stattung der Anzeige folgende Kalenderjahr. 

(7) Die Anzeigen nach Abs. 1, 3, 4 und 5 simd 
an das Bundesmin~sterium für Land-und Forst­
wirtschaft zu richten und hei 'der Landwirt­
schaftskammer für das BundesJand, in welchem der 
Betrieb gelegen ist, auf den sich die Anzeige be­
zieht, schriftlich einzubringen oder zu Protokoll 
zu geben. Sie können auch dadurch erstattet wer­
den, daß d~e anzuzeigenden Umstände bei Er­
fassungsaktionen im Sinne des § 8 Ahs. 1 ange­
geben werden. Die Landwirtschaftskammern 
haben die ihnen 'zugekommenen Anzeigen bis 
z·um Ende ,des folgenden Kalendermonats an das 
Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft weiterzuleiten. 

(8) Die Landwirtschaftskammern haben das 
Bundesministerium für Land- und Forstwirt­
schaft von allen nach Abs. 4 oder 5 anzuzeigen­
den oder nach § 10 Abs. 3 zu meldenden Um­
ständen, die ihnen bei ihrer Mitwirkungstätig­
keit (§ 8 Abs. 3) bekannt wenden, zu verstän­
digen, wenn die Anzeige oder Meldung unter­
blieben ist. Die Verständigung ist binnen einem 
Monat nach Ablauf der Anze,ige- oder Melde­
frist vorzunehmen, wurden die Umstände erst 
später :bekannt, binnen einem Monat nach dem 
Bekanntwerden. 
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G.elten,der Gesetzestext: Neuer Gesetzestext: 

§ 10. (1) .. .. .. .. . . § 10. (1) ........ .. 

(2).......... (2) .......... .. 

(3) Bundesmineralölsteuerbeträge, die zu Un- (3) Bundesmineralölsteuerbeträge, ,die 2)U Un-
recht oder die an eine Person vergütet 'Yurden, recht oder die an e1ne Person vergütet wur.den, 
welche ,darauf keinen Anspruch hat, sind vom welche ·darauf keinen Anspruch hat, sind vom' 
Empfänger binnen einem Monat nach Erhalt bei Empfänger binnen ,einem Monat nach Erhalt 
der Landwirtschaftskammer zu melden und dem bei der Landwirtschaftskammer zu melden und 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft dem Bundesminister für Land- 'und Forstwirt­
zurüd~zuzahlen. Wird dem Empfänger erst nach schaft zurückzJUzahlen. Wird .dem Empfänger erst 
Erhalt eines Vergütungsbetrages bekannt, daß nach Erhalt eines Vergütungsbetrages bekannt, 
ihm dieser nicht oder nicht zur Gänze zusteht, so 'daß ihm dieser nicht oder nicht zur Gänze zusteht, 
hat er die Meldung und Rückzahlung binnen so hat er die Meldung und Rückzahlung binnen 
einem Monat nach dem Bekanntwerden dieses einem Monat nach ,dem Bekanntwer·dendieses 
Umstandes vorzunehmen. Umstandes vorzunehmen. Die Landwirtschafts-

(4) Der Bundesmini,ster für Land- und Forst­
wir.tschaft ist bei der Besorgung der Aufgaben, 
d1e ~hm nach diesem Bundesgesetz obliegen, 
Abgabenbehörde im Sinne des § 49 A:bs. 1 der 
Bundesabgabenordnung, BGB!. Nr. 194/1961. 

kamm.ern haben ·dLe Meldungen unverzüglich an 
das Bundesministerium für La.nd- und Forst­
wirtschaft weiterzmleiten. 

(4) Der Bundesminister für Land- und Forst­
wirtschaft ist bei ·der Besorgung der Aufgaben, 
die ,ihm nach diesem Bundesgesetz obliegen, 
Ahgabenbehö1'!de im Sinn·e des § 49 Abs. 1 der 
Bundes:lihgabenordnung, BGB!. Nr. 194/1961. 
Die gemäß § 8 Abs. 1 erfaßten ,landwirtschaft-
lich·en Betriehe unterliegen der amtlichen Aufsicht 
des Bundesministers für Land- und Forstwirt­
schaft. Hiebei kann :liuch !bei Personen Nach­
schau gehalten wer.den, .die nach ahgabenrecht­
Lichen Vorschriften keine Bücher oder Aufzeich­
nungen zu ,führen haben; in diesem Fall gelten 
§ 144 Abs. 2 und § 146 der Bundesabgaben­
ordnung sinngemäß. 
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